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Beklagte und Revisionsklägerino

Der 40 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 220 Mai 4969 durch

Senatspräsident P e n q‘u i t tl

’ .
-Vorsitzender—‚

Bundesrichter S c h m i t t und

Bundesrichter M ü l l e r ‚
Bundessozialrichter« Dr„ G a b e r und

Bundessozialrichter K r i e g

für Recht erkannt;

Das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichte

vom 200 März 1968 und das Urteil des Sozial—
! gerichts Würzburg vom 480 August 1967 werden

aufgehobeno

Die Klage wird abgewieseno

Kosten sind nicht zu erstatteno
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Der im Jahre 4966 gestorbene Ehemann und Rechtsvorgänger

der jetzigen Klägerin (% 4288 Abs° 2 der Reichsversiche—
rungsordnung —RVO—)war von 4909 bis 4925 — abgesehen von

Jahren des Kriegsdienstes — gegen Barlohn sowie Kost und

Wohnung versicherungSpflichtig beschäftigte Während dieser

Zeit wurden für ihn 524 Wochenbeiträge zur Invalidenver—

sicherung entrichtet; sie setzen sich wie folgt zusammenz

576 Beiträge der Klasse III

50 Beiträge der Klasse IV

20 Beiträge der Klasse V (seinerzeit höchste Beitrags—
75 Inflationsbeiträgeo

klasse?

Sonstige Versicherungszeiten mit freiem Unterhalt oder Sach—

bezügen neben Barbezügen hatte der Versicherte nicht zu ver—
zeichneno Vom 40 November 4955 an bezog er von der beklagten

Landesversicherungsanstalt Invalidenrente; sie wurde umge—

stellt und vom 4„ April 4957 an in das Altersruhegeld wegen

Vollendung des 650 Lebensjahres umgewandelt (Art„ 2 55 52,
58 des Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes

—ArVNG—)°

Nach dem Inkrafttreten des Rentenversicherungs—Ändérungs—

gesetzes (RVÄndG) vom 90 Juni 4965 prüfte die Beklagte, ob
das Altersruhegeld auf Grund des Art„ 2 5 55 Abs„ 4 ArVNG nF

— wegen
zehnjährigen Bezugs von freiem Unterhalt neben Bar—

bezügen — um 40 V°H„ zu erhöhen sei„ Sie sah die gesetz—

lichen Voraussetzungen nicht als erfüllt an und erteilte dem

Versicherten hierüber am 48“ November 4965 einen ablehnenden

Bescheidq

Auf die hiergegen erhobene Klage hin hat das Sozialgericht

(SG) Würzburg die Beklagte am 48° August 4967 verurteilt‚

die Rente nach Arte 2 S 55 Abs„ 4 ArVNG zu erhöhen° Das
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Bayerische Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der

Beklagten durch Urteil vom 200 März 4968 zurückgewiesen
mit folgender Begründungz Der in Art° 2 5 55 Abs° 4 ArVNG

geforderte Zehnjahreszeitraum einer versicherungspflich—

tigen Beschäftigung mit gleichzeitigen Bar— und Sachbezügen

sei mit der Beitragszeit von 524 Wochen erfüllt° Der Ver—

wirklichung des gesetzlichen Tatbestandes stehe nicht ent—

gegen, daß 20 Wochenbeiträge in der höchsten, also nicht

mehr erhöhungsbedürftigen Beitragsklasse entrichtet worden

seien() Diese Beiträge hätten allerdings für eine Aufwer—

tung auszuscheiden° Das ergebe sich aus dem Zweck der Vor—

schrift, einen Ausgleich dafür zu schaffen‚ daß die zum

Arbeitsentgelt gehörenden Sachbezüge vielfach unter ihrem

wahren wirtschaftlichen Wert angesetzt worden seien, was

bei der ausschließlich auf dem Entgelt beruhenden neuen
Rentenberechnung zu unterdurchschnittlich niedrigen Ren-

tenleistungen führe° Dieser Zweck sei im vorliegenden Falle

nicht erreichbar, wenn die zur höchsten Beitragsklasse ent—

richteten Beiträge — wie die Beklagte meine » für die Er—

füllung der geförderten zehn Jahre nicht berücksichtigt

werden dürften; denn dann werde der Versicherte, obwohl

die Sachbezüge nahezu volle zehn Jahre unterbewertet worden seien,

schon wegen einiger weniger in der Klasse V entrichteter

Beiträge um die Rechtswohltat des Gesetzes gebrachto Das

- könne nicht die Absicht des Gesetzgebers gewesen sein° Es

sei, wie es das SG mit Recht getan habe, zwischen der Ver—
wirklichung des Tatbestandes und den sich daraus ergebenden

Rechtsfolgen zu unterscheiden° Der Ehemann der Klägerin

habe den Tatbestand des Art° 2 5 55 Abs„ 4 ArVNG erfüllt;

es könnten lediglich die mit Höchstbeiträgen belegten Zeiten

nicht mehr zur Verbesserung der Rentenbemessungsgrundlage

dienen° Gegentéiliges sei dem von der Beklagten angeführ-
ten Urteil des Bundessozialgerichts —BSG- vom 500 November

4965 (SozR Nro 6‘zu Art° 2 5 55 ArVNG) nicht zu entnehmeno

Das LSG hat die Revision zugelassen°
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Die Beklagte hat das Rechtsmittel eingelegt° Zur Begründung

führt sie ausz Das LSG habe Arte 2 5 55 Abs„ 4 ArVNG idF des

RVÄndG verletzto Der Wortlaut des Gesetzes scheine aller—

dings dem LSG Recht zu geben; ihm stehe aber die — auf einen

Ausgleich für die Unterbewertung von Sachbezügen gerichtete —
Zweckbestimmung der Vorschrift entgegeno Nicht vertretbar sei

die Auffassung des Berufungsgerichts, daß der Zweck des

Gesetzes nicht erreicht werden könnte, wenn die zur höchsten

Beitragsklasse entrichteten Beiträge für die Ausfüllung des
Zehnjahreszeitraumes unberücksichtigt bleiben müßten, weil

dann ein Versicherter, dessen Sachbezüge nahezu volle zehn

Jahre unterbewertet worden seien, schon wegen weniger in

der Klasse V entrichteter Beiträge um diese Rechtswohltat

gebracht wurden Dies sei eine reine Billigkeitserwägung, die

bei konsequenter Anwendung zu einem offensichtlichen Gesetzes-

verstoß führe; denn dann müßte beispielsweise auch einem Ver—

sicherten, der nur für 504 Beitragswochen Sachbezüge nach—

weisen könne, die Rechtswohltat des Arto 2 5 55 Absa 4 ArVNG

zugute kommen, da auch diesem Versicherten die Sachbezüge

nahezu zehn Jahre unterbewertet werden seien° Was der Ehe—

mann der Klägerin als Härte empfunden habe, sei eine vom
Gesetzgeber bewußt in Kauf genommene Folge der Ausgestal—

tung des gesetzlichen Tatbestandeso Ein Ausgleich für die
Unterbewertung von freiem Unterhalt und Sachbezügen habe nur

bei besonders krassem Zutagetreten — für eine Zeit von zehn

Jahren — gewährt werden sollen()

Die Beklagte beantragt,

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben

und die Klage abzuweisen° ‘

Die Klägerin ist in der Bevisionsi■stanz nicht durch einen

beim BSG zugelassenen Prozeßbevollmächtigten vertreten°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entsbheidung ohne'

mündliche Verhandlung durch Urteil einverstanden erklärt

(% 424 Abso 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)°

, „
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Die Revision ist zulässig und begründet°

Nach der für die Entscheidung maßgebenden Neufassung des

Arte 2 5 55 Abso 4 ArVNG durch das RVÄndG — diese Fassung

gilt auch für Versicherungsfälle vor dem 4° Juli 4965

(Arte 5 g 4 Abs° 4 RVÄndG)—ist eine nach Art„ 2 55 52
und 55 ArVNG umgestellte sogenannte Altrente um 40 VCHo

zu erhöhen, wenn der Versicherte während mindestens zehn

Jahren für eine versicherungspflichtige Beschäftigung neben

Barbezügen als Sach— oder Dienstleistungen freien Unterhalt
(Kost) oder entsprechend Sachbezüge erhalten hat() Diese dem

Wortlaut des Gesetzes zu entnehmenden Voraussetzungen hat

der Ehemann der Klägerin insofern erfüllt, als er minde—

stens zehn Jahre‚ nämlich 524 Wochen lang gegen die beiden

angeführten Arten von Bezügen veräicherungspflichtig be—

schäftigt war° Gleichwohl hat die Beklagte mit Recht eine

Erhöhung der Rente abgelehnt, we■„cän.Teil der während der

zehn Jahre für den Versicherten entrichteten Beiträge — für

20 Wochen — der seinerzeit höchsten Beitragsklasse zuge—
hören und die niedrigeren Beiträge nicht volle zehn Jahre

ausfülleno Art° 2 5 55 will, wie das BSG wiederholt betont
(SozR Nrn() 5 und 6 zu Art° 2 5 55 ArVNG) und auch das LSG
nicht yerkannt hat‚einen gewissen Ausgleich dafür schaffen,

daß vor der Rentenreform von 4957 Sachbezüge unterbewertet

worden sind und die dadurch verursachte Unterversicherungaso—'

wohl bei der Umstellung der Altrenten als auch bei der Be—

rechnung der Renten aus Versicherungsfällen nach 4956 zu

unangemessen niedrigen Leistungen geführt hätte° Der so ge—
kennzeichnete Zweck der gesetzlichen Regelung ist nicht als

bloßer, im Gesetz nicht zum Ausdruck gekommener Beweggrund

zu verstehen, vielmehr bedeutet er bei sinngemäßer und dem
Zusammenhang der in Rede stehenden Übergangsvorschrift an—
gepaßter Auslegung eine Einschränkung des sich aus dem

Wortlaut schöinbar ergebenden Tatbestandes° Wenn für einen

Versicherten bei gleichzeitiger Bar— und Naturalentlohnung

stets die höchsten Beiträge entrichtet worden sind,
so liegt

g 3
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es auf der Hand‚ daß es jeglicher Berechtigung und jeglichen

Sinnes entbehren würde‚ die umgestellte Rente um 40 VDHo zu

erhöhen; denn ein Versicherter, dem ohnehin die höchsten

Beiträge gutgebracht worden sind, wäre auch bei richtiger

Bewertung seiner Sachbezüge nicht zu einer höheren Rente

gelangte Die Voraussetzungen für eine Erhöhung der Rente

nach Arte 2 5 55 Abso 4 ArVNG sind aber auch dann nicht

erfüllt, wenn zwar die gleichzeitigen Bar— und Naturallci—

stungen, nicht aber die unter der Höchstklasse liegenden

Beiträge volle zehn Jahre ausfüllen„ Dies ist der Art der

getroffenen Regelung und dem Ausmaß der vorgesehenen Rechts—

wohltat zu entnehmen° Wenn das LSG meint‚ in dem zu entschei»

denden Falle hätten die 20 Wochenbeiträge der höchsten„ also

nicht mehr erhöhungsbedürftigen und erhöhungsfähigen Bei—

tragsklasse allerdings ”für eine Aufwertung auszuscheiden"‚

sie ständen aber der Verwirklichung des gesetzlichen Tat—

bestandes nicht entgegen, so verkennt es, daß der Gesetz—

geber des Jahres 4957 hinsichtlich der Aufbesserung der

unangemessen niedrigen Altrenten bewußt von einer indivi—

duellen Erhöhung der Beiträge abgesehen hat„ um die Renten—
versicherungsträger nicht mit einer kaum zu bewältigenden

Verwaltungsarbeit zu überfordern‚ und deshalb zu einer gene—
rellen — pauschalen — Erhöhung jener Renten geschritten ist

(vglo BSG SozR Nr„ 5, Bl„ Aa 4, zu Arte 2 5 55 ArVNG;
Hartmann in Mitteilungen der LVA WÜrrtemberg 49669 34)„
Die Erhöhung der umgestellten Rente um 40 v„H„ bezieht sich

nicht etwa nur auf den Teil der Rente, welcher der Zeitdauer

der gleichzeitigen Bar— und Naturalentlohnung oder gar nur
der in dieser Zeit unter der höchsten Beitragsklasse liegen—

den Beitragsleistung entspricht‚ sondern auf die Gesamt—

rente„ Dies hat zur Folge‚ daß die frühere Unterbewertung

der Sachbezüge nur im Grenzfalle mit 40 V„H„,in der Regel

aber — je nach Gestaltung des Versicherungsverhältnisses

— um ein Mehrfaches dieses Vomhundertsatzes aufgebessert

wird° Die durch Art° 2 5 55 Abs„ 4 ArVNG'geschaffene9 pau—
schaluumschriebene Rechtswohltat istuälso in ihrer Auswirkung

...‘7...
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so bedeutsam, daß verständlicherweise nicht jedwede

geringfügige Unterbewertung von Sachbezügen, sondern

nur eine solche von einem erheblichen zeitlichen Ausmaß

— nach dem Willen des Gesetzes von zehn Jahren — geeig—

net ist, sie auszul'o'sen°

Hiernach ist die Rechtsfolge der Rentenerhöhung nach
Art, 2 5 55 Abs° 4 ArVNG nicht nur an die Voraussetzung ge—

knüpft, daß der gleichzeitige Bezug von Lohn— und Sach—

werten sich über zehn Jahre erstreckt, Vielmehr muß es sich

auch für die gesamten zehn Jahre um Beitragszeiten handeln,

die nicht bereits mit Beiträgen der höchsten Klasse aus-

gefüllt sind° Diese letztere Voraussetzung hat der Ehemann

der Klägerin nicht erfüllt° Daß der Anspruch auf Erhöhung

an dem Fehlen von nur wenigen Monaten scheitert, muß auf

das Ergebnis ohne Einfluß bleiben; es ist eine Folge der

pauschalen Regelung° In einer vergleichbaren Lage befinden

sich Versicherte, die nur neun Jahre und 44 Monate Sachwerte

neben Lohn, im übrigen aber nur Lohn bezogen haben°

Nach alledem stand dem Versicherten und steht der Klägerin

kein Anspruch auf Erhöhung der Rente zu° Die auf einer ab—

weichenden Rechtsauffassung beruhenden Urteile der Vorin—

stanzen müssen aufgehoben und die Klage abgewiesen werden„

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 Abs, 4 und 4 SGG°
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